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Präambel 

 

Der BFW Bundesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen begrüßt ausdrücklich 

das Ziel der Bundesregierung, mit dem Gebäudetyp E einfacheres, schnelleres und 

kostengünstigeres Bauen zu ermöglichen. Die hierzu vorgelegten Eckpunkte sowie der laufende 

Stakeholderdialog zeigen, dass BMJV und BMWSB eine praxisgerechte Umsetzung anstreben.  Wir 

halten es jedoch für zwingend erforderlich, dass der Gebäudetyp E rechts- und planungssicher 

ausgestaltet wird.  

 

Dies gelingt gestützt auf die Erfahrungen der Baupraxis nur über eine praxisgerechte 

abstrakt-generelle Regelung im Gesetz und nicht über zusätzliche Listen, Matrizen oder Anlagen/ 

oder gar einer zusätzlichen Rechtverordnungen mit technischen Detailvorgaben. Weil 

Bauvorhaben individuell und teilmarktbezogen zu betrachten sind, können die Detailvorgaben der 

BMWSB-Liste im Ergebnis nur falsch sein.  

 

Gebäudetyp E bedeutet kein festgelegtes Baukonzept, sondern ein vereinfachter Rechtsrahmen, 

der Wahlfreiheit schafft. Listen, Matrizen und Kataloge würden dem diametral widersprechen. 

Diese erzeugen neue Grauzonen, führen zu neuen Auslegungsfragen im Streitfall und 

widersprechen dem Ziel, das Bauen zu vereinfachen.  

 

Eine Liste bildet die Vielfalt der Baupraxis nicht ab. Denn Bauvorhaben sind individuell. Sie lassen 

sich nicht vereinheitlichen. Sie unterscheiden sich teilmarktbezogen nach Standort, Zielgruppe, 

Nutzung, Kaufkraft, Haushaltsstruktur, wirtschaftlichem Kontext u. s. w.  

 

Zwischenfazit: Eine bundesweite Liste oder auch eine bundesweite Rechtsverordnung wäre zu 

starr, zu schematisch und würde die notwendige Flexibilität beim Gebäudetyp-E verhindern. Weil 

Bauvorhaben individuell und teilmarktbezogen zu betrachten sind, können die Detailvorgaben der 

übersandten BMWSB-Liste im Ergebnis nur falsch sein.  

 

Vorschlag: Um das bezahlbare Bauen voranzubringen, bitten wir daher das BMWSB, das 

Grundkonzept der AG 5 noch einmal grundlegend zu überarbeiten. Wir empfehlen, die 

aufgelisteten Standards in der vom BMWSB übersandten Liste zunächst nur als ungeordnete 

Stoffsammlung zu betrachten, die Anhaltspunkte und Orientierung mithilfe einzelner Best-

Practice Beispiele liefern kann.  

 

Im Übrigen verweisen wir nochmals auf die BFW-Stellungnahme vom 15.01.2026 und das BFW-

Gutachten mit Regelungsvorschlägen von Michael Halstenberg sowie die BFW-Stellungnahme an 

die AG 5 im BMWSB vom 25.03.2026.  

 

 

 

 

 

https://www.bfw-bund.de/wp-content/uploads/2026/01/260115_BFW_Stellungnahme_Gebaeudetyp_E_mit_Gutachten_einschl._Regelungsvorschlaege.pdf
https://www.bfw-bund.de/wp-content/uploads/2026/01/260108_Anlage_zur_BFW_Stellungnahme_Gutachten_Regelungsvorschlaege_Gebaeudetyp_E_Michael_Halstenberg_im_Auftrag_des_BFW.pdf
https://www.bfw-bund.de/wp-content/uploads/2026/01/260108_Anlage_zur_BFW_Stellungnahme_Gutachten_Regelungsvorschlaege_Gebaeudetyp_E_Michael_Halstenberg_im_Auftrag_des_BFW.pdf
https://www.bfw-bund.de/wp-content/uploads/2026/03/260325_BFW_Stellungnahme_Gebaeudetyp_E_BMWSB.pdf
https://www.bfw-bund.de/wp-content/uploads/2026/03/260325_BFW_Stellungnahme_Gebaeudetyp_E_BMWSB.pdf
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Grundsätzliches  

 

Nach der übersandten Unterlage im Anschluss an die letzte UAG-Sitzung soll die Aufstellung 

Normen und Standards aufzeigen, die bei einer „einfachen Bauweise“ regelmäßig Anwendung 

finden. 

 

Diese Darstellung vermag der BFW nicht zu teilen. Zum einen ist die „einfache Bauweise“ nicht 

definiert, zum anderen ist nicht nachgewiesen, dass die aufgezählten Normen und Standards bei 

„einfachen Bauweisen“ regelmäßig Anwendung finden. Das ist schon deshalb nicht durchgängig 

der Fall, weil einige Vorschläge gesetzliche Standards kritisieren bzw. hinterfragen, von denen 

derzeit gar nicht abgewichen werden darf (GEG; TA-Lärm, Bauordnungsrecht).  

 

Tatsächlich enthält die Liste eine Vielzahl von Vorschlägen, die nicht unmittelbar auf eine 

Anwendung im kostengünstigen Wohnungsbau abzielen, sondern die erst einer Umsetzung 

bedürfen, damit kostengünstigerer Wohnungsbau (generell) möglich wird. Es bedarf daher der 

Tätigkeit unterschiedlicher Adressaten, die aber in der Tabelle nicht benannt werden (Bund, 

Länder, Bundesnetzagentur, DIN etc.) einschließlich der Berufsgenossenschaft (Nr. 20). 

 

Des Weiteren sei darauf hingewiesen, dass insbesondere den Vorschlägen des sog. Hamburg-

Standards als Vergleichsmaßstab das sog. Hamburger Median Haus gegenübergestellt wurde, um 

die möglichen Abweichungen deutlich zu machen und vor allem die finanziellen Auswirkungen 

abschätzen zu können. Einige Vorschläge sind aus dem Hamburg-Standard  

übernommen worden, ohne zu prüfen, ob es sich um ein allgemeines Problem oder um eine 

Besonderheit im Land Hamburg handelt (Nr. 75, 79).   

 

Zwar werden z. T. finanzielle Auswirkungen angegeben. Diese scheinen aber aus dem Hamburg 

Standard abgeleitet zu sein, ohne dass auf den Vergleichsparameter des „Hamburger Median-

Hauses“ hingewiesen wird. Diese Abschätzungen können daher z. Bsp. nicht auf Ein- oder 

Zweifamilienhäuser oder Hochhäuser übertragen werden. 

 

Vorschlag: Wir empfehlen daher, die aufgelisteten Standards zunächst nur als ungeordnete 

Stoffsammlung zu betrachten, die noch einer umfassenden technischen, rechtlichen und 

wirtschaftlichen Betrachtungsweise zu unterziehen ist. 

 

 

Im Einzelnen: 

 

Viele der Vorschläge betreffen die gleiche Norm, (Bsp.: Warmwasser: Nrn. 1, 30, Schallschutz DIN 

4109: Nrn. 0, 8, 38 – 44, 90). Dabei geht es nicht um die Nichtanwendung dieser Norm. Die 

Vorschläge zielen vor allem darauf, diese Norm inhaltlich zu überarbeiten. 
 

Viele der Vorschläge beruhen auf keiner öffentlich-rechtlichen Vorgabe, sondern sind nur deshalb 

geschuldet, wenn die Parteien dies vertraglich vereinbaren, bzw. eine Abweichung nicht  
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vereinbaren. Bsp.: Nrn. 1, 104, 105 „Warmwasserverfügbarkeit gem. DIN 1988-200“, Nr. 7 

(Kellerbau), Nrn. 17, 18 (Regelwerk des ZVDH), Nrn. 2, 5, 11, 33, 67, 92 DIN 18015-2 

(Elektroausstattung – Liste enthält eine Mehrfachnennung des Vorschlags). Bei der zuletzt 

genannten Norm verkennen die Einreicher, dass sie die reduzierte Anzahl von Steckdosen ohne 

weiteres vertraglich vereinbaren können. Dies ist in dem konkreten Fall sogar durch die 

Rechtsprechung des OLG Düsseldorf abgesichert. 

 

Die Reduzierung des EH 40 Standards (Nrn. 3, 29) betrifft die Förderung durch den Bund. 

Tatsächlich ist niemand gehalten, diesen Standard zu realisieren, ungeachtet der Tatsache, dass 

der EH 40 Standard nach vorliegenden Gutachten unwirtschaftlich und auch nicht nachhaltig ist. 

 

Die unter Nr. 4 genannte DIN 18202 enthält Vorschläge zu Toleranzen und deren Prüfung im 

Hochbau, um eine präzise Ausführung von Bauwerken zu gewährleisten. Es ist aber unklar, worauf 

die Annahme beruhen soll, dass die Beachtung des Regelwerks geschuldet ist, sofern die 

Einhaltung dieser Toleranzen nicht i. S. d. Werkvertragsrechts üblich ist. In diesem Fall bedürfte 

es einer (möglichen) Abweichungsvereinbarung. Zudem gibt es inhaltliche Überschneidungen zu 

Nr. 15. 

 

Die Anforderungen zur Barrierefreiheit (Nrn. 14, 35, 36, 37) sind im Bauordnungsrecht der Länder 

geregelt, insbesondere in den Technischen Baubestimmungen. Die Forderung richtet sich mithin 

an die Länder. 

 

Vorschlag Nr. 23 – Nachweis der Nachhaltigkeit durch Zertifizierungen wurde auf Grund der 

Freiwilligkeit und der nicht nachvollziehbaren Berechnung im Hamburg Standard mittlerweile 

wieder gestrichen.  

 

Bestimmte aus dem Hamburg-Standard entnommene „Planungsempfehlungen“ (Nrn. 81-88, 93-

97, 102) können von allen am Bau Beteiligten ohne Weiteres umgesetzt werden, sofern im 

Einzelfall keine rechtlichen Bestimmungen entgegenstehen.  

 

Vorschlag: Vor diesem Hintergrund wird empfohlen, die Vorschläge an die Bundesstiftung 

Bauakademie weiterzuleiten, die eine entsprechende Plattform aufbauen soll. Diese sollte die 

Vorschläge im Einzelnen ordnen, juristisch prüfen und fachlich bewerten. Damit würde eine 

Grundlage für eine faktenfundierte Stellungnahme geschaffen. 

 

 

Autor zu den Inhalten der übersandten Liste 

RA Michael Halstenberg MinDir a. D. 

 

BFW- Ansprechpartner 

Andreas Beulich, Bundesgeschäftsführer 

Franco Höfling, Justiziar/Leiter Recht
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Dirk Salewski, Präsident 
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